
gegebener Belastung mehr und mehr auf eine vor-

geburtliche Diagnose drÄngen. Der Arzt wird im

Wissen um die MÅglichkeiten zur Erkennung be-

stimmter kongenitaler Defekte bei gegebener Bela-

stung zu diesem diagnostischen Vorgehen raten. Er

gerÄt aber in das Dilemma, auch bei nachgewiese-

ner Anomalie keine Konsequenzen ziehen zu dÇr-

fen. Man wird jedoch weder einer Mutter im siche-

ren Wissen um eine bei der Frucht bestehende Ano-

malie das Austragen der Schwangerschaft zumu-

ten wollen É es sei denn, sie will dieses Schicksal

bewuÑt auf sich nehmen É noch wird man den Arzt

in voller Kenntnis der Diagnose zur PassivitÄt ver-

urteilen kÅnnen.

Bei dieser Situation wird man dem Gesetzgeber

empfehlen mÇssen, die Fortschritte der prÄnatalen

Diagnostik bei der Neufassung des Gesetzes Çber

die Schwangerschaftsunterbrechung zu berÇcksich-
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tigen. Die Tatsache, daÑ bereits jetzt É wie oben

ausgefÇhrt É eine Reihe zytogenetisch oder gene-

tisch bedingter Anomalien prÄnatal nachgewiesen

werden kann, stellt u. E. auch den Gesetzgeber vor

eine neue Situation und dÇrfte ihm die Entschei-

dung zur Erweiterung der Indikation zur Interrup-

tio graviditatis eher erleichtern.

Schrifttum:l. Abbo, G. u. Zellweger, H.: Prenatal
determination of fetal sex and chromosomal complement.
Lancet (1970) 216. É 2. Karim, S. M. M.: Therapeutic abor-
tion using prostaglanin Fa. Lancet (1970) 157. É 3. KnÅrr,
K.: MÅglichkeiten und Konsequenzen der prÄnatalen Dia-
gnostik kongenitaler Anomalien. Geburtsh. u. Frauenheilk.
(1971) 614. É dort weitere Literaturangaben. É 4. Nadler,
H. L. u. Gerbie, A. B.: Role of amniocentesis in the in-
trauterine detection of genetic disorders. New Engl. J. Med.
282 (1970) 11, 596.

Anschr. d. Verf.: Prof. Dr. med. K. KnÅrr, Univ.-Frauen-
klinik, 79 Ulm/Donau, PrittwitzstraÑe 43.

der UniversitÄt SaarbrÇcken

Zusammenfassung: Nach geltendem Recht darf eine

Schwangerschaft weder bei eugenischer noch bei kind-

licher Indikation unterbrochen werden. In der Reform-

diskussion der BRD wird die Frage einer Neuregelung

des $ 218 StGB unter dem Gesichtspunkt der VerhÇtung

schwerkranken Nachwuchses nur sehr zurÇckhaltend

gestellt und erÅrtert. Die GrÇnde fÇr diese ZurÇck-

haltung liegen 1. in den bitteren Auswirkungen des

Erbgesundheitsgesetzes wÄhrend der nationalsoziali-

stischen Zeit, 2. in der Abneigung gegen eine auf allge-

meine Verbesserung des Erbgutes abzielende sog. Öposi-

tive EugenikÜ, 3. in den unsicheren und widersprÇch-

lichen Aussagen der Psychiatrie zur Vererblichkeit von

Geisteskrankheiten, 4. in der Auffassung, daÑ VerhÇ-

tung und Sterilisierung die zugleich wirksamen und

humanen Mittel zur Verwirklichung eines eugenischen

Konzepts sind, und schlieÑlich 5. in dem allgemeinen

Zweifel, ob es fÇr die Vernichtung werdenden mensch-

lichen Lebens Çberhaupt eine hinreichende Rechtáferti-

gung geben kann. TatsÄchlich aber hat die Rechtsord-

nung mit ihrer Entscheidung fÇr die MÅglichkeit einer

Interruption aus medizinischer Indikation den Weg

auch fÇr eine gesetzliche Regelung der Schwanger-

schaftsunterbrechung aus eugenischer und kindlicher

Indikation freigemacht. Als Schutzgesichtspunkt kommt

freilich allein das Selbtsbestimmungsrecht der werden-

den Mutter in Betracht, die durch eine Verpflichtung,

ein wahrscheinlich schwerkrankes Kind auszutragen, in

unzumutbarer Weise belastet wÄre.

4b

Summary: Legal possibilities of an interruption of

pregnancy in eugenic and fetal indication. According

to the present law, pregnancy must neither be inter-

rupted for eugenic nor for fetal indication. In the

reform discussions in the Federal Republic of Ger-

many the problem of a re-wording of $ 218 Penal

Code under the viewpoint of prevention of severely

ill children is asked and discussed with great reticence.

The reasons for this reticence lie 1. in the bitter

effects of the law on hereditary health during the

nationalsocialist period, 2. in the antipathy against a

Üpositive eugenicà aiming at a general improvement

of hereditary factors. 3. in the uncertain and contra-

dictory statements of psychiatry on the hereditary

properties of mental diseases, 4. in the concept that

prevention and sterilisation are the both effective and

humitarian means for the realisation of a eugenic

concept, and, finally 5. in the general doubt, whether

the destruction of incipient human life can be suffi-

ciently justified at all. In fact, however, legislation

with its decision on the possibility of an interruption

from medical indication has opened the way for a

legal regulation of the interruption of pregnancy from

eugenic and fetal indication. A protective legal pro-

vision will always be the own right of decision of

the future mother, who would be burdened to excess

by the obligation to carry to full term a probably

severely diseased child.
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Den Begriff der eugenischen Indikation verwen-

den wir, wenn begrÇndete Anzeichen bestehen, daÑ

ein Nasciturus ererbte Anlagen aufweist, die mit

einiger Wahrscheinlichkeit die Geburt eines miÑ-

bildeten Kindes erwarten lassen (1). Mit dem ver-

gleichsweise neuen Begriff der kindlichen Indika-

tion (2) fassen wir die Anzeichen zusammen, welche

die Besorgnis begrÇnden, die Leibesfrucht habe

durch ÄuÑerliche Einwirkungen auf den mÇtter-

lichen Organismus SchÄden davongetragen, die

nicht anders als im ersten Fall zur Geburt eines

miÑbildeten Kindes fÇhren kÅnnen. Wir stellen die

Frage, unter welchen Voraussetzungen de lege lata

und de lege ferenda die bezeichneten Indikationen

eine AbtÅtung der Leibesfrucht rechtfertigen kÅn-

nen.

Vier Beispiele

sollen vorab verdeutlichen, worÇber wir im folgen-

den zu reden haben.

1. Eine wegen Öangeborenen SchwachsinnsÜ ent-

mÇndigte Frau ist schwanger. Darf dem Antrag

des Vormundes, die Schwangerschaft wegen der

Gefahr einer erblichen Belastung des Kindes zu

unterbrechen, stattgegeben werden?

2. Bei einer Leibesfrucht wird eine XYY-Chromo-

somenmiÑbildung festgestellt. Darf wegen dieses

in der Presse genÇÑlich so genannten ÖMÅrder-

chromosomsÜ die Schwangerschaft unterbrochen

werden?

3. Eine Schwangere erkrankt in einer bestimmten

besonders gefahrbringenden Zeitspanne an RÅ-

teln. Darf die Frucht wegen der mit der Krank-

heit verbundenen GefÄhrdung des Nasciturus

abgetÅtet werden?

4. Ein Arzt ist genÅtigt, eine Schwangere mit einem

Mittel zu behandeln, das die Herstellerfirma als

fÇr eine Leibesfrucht schÄdlich ausgezeichnet

hat. Darf der Arzt nach der Behandlung die

Schwangerschaft wegen einer mÅglichen MiÑ-

bildung unterbrechen? (Das Beispiel kam auf

dem letztjÄhrigen GynÄkologenkongreÑ in Ham-

burg zur Sprache.)

Alle vier Fragen sind juristisch einfach und ganz

eindeutig zu beantworten: Die Schwangerschaft

darf nach geltendem Recht in keinem der genann-

ten FÄlle unterbrochen werden. & 218 StGB unter-

sagt grundsÄtzlich jede AbtÅtung einer Leibes-

frucht. Die Rechtsprechung hat zu dieser Regel nur

eine Ausnahme entwickelt. In einer berÇhmten

Entscheidung hat das Reichsgericht (3) bereits im

Jahre 1927 den Fall der sog. medizinischen Indi-

kation als Rechtfertigungsgrund anerkannt. Danach

ist eine AbtÅtung der Leibesfrucht dann gerecht-

fertigt, wenn die Geburt eine akute Lebensgefahr
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fÇr die Schwangere bedeuten wÇrde. Diesem

Grundsatz hat $ 14 des Gesetzes zur VerhÇtung

erbkranken Nachwuchses von 1933 (in der Fassung

von 1935) (4) Gesetzeskraft verliehen. Die Bestim-

mung gilt in den meisten BundeslÄndern noch wei-

ter fort. Wo sie ausdrÇcklich auÑer Kraft gesetzt

worden ist, sind ihre Merkmale als Mindestvoraus-

setzungen der medizinischen Indikation Gewohn-

heitsrecht geworden (5).

Das erwÄhnte Erbgesundheitsgesetz hatte auch die

eugenische Indikation gesetzlich verankert. Es hatte

eine Sterilisierung ($ 1 Abs. 1) ebenso wie eine Unter-

brechung der Schwangerschaft ($ 10a) bei einer erb-

kranken Frau grundsÄtzlich fÇr zulÄssig erklÄrt. Dazu

hieÑ es in $ 1 Abs. 2 und 3 dieses Gesetzes: ÖErbkran-

ker im Sinne des Gesetzes ist, wer an einer der folgen-

den Krankheiten leidet: 1. an angeborenem Schwach-

sinn, 2. an Schizophrenie, 3. an zirkulÄrem manisch-

depressivem Irresein, 4. an erblicher Fallsucht, 5. an erb-

lichem Veitstanz, 6. an erblicher Blindheit, 7. an erb-

licher Taubheit, 8. an schwerer kÅrperlicher MiÑbildung.

Ferner kann unfruchtbar gemacht werden, wer an

schwerem Alkoholismus leidet.Ü Die genannten Be-

stimmungen des Erbgesundheitsgesetzes aber, die spÄ-

ter zum Teil in das Strafgesetzbuch (8 226b) Çbernom-

men worden waren, sind durch das Kontrollratsgesetz

Nr. 11 vom 30.1.1946 auÑer Kraft gesetzt worden. So

bildet denn der sog. Çbergesetzliche Notstand im Falle

medizinischer Indikation derzeit den einzigen bei einer

Schwangerschaftsunterbrechung mÅglichen Rechtferti-

gungsgrund. Das ist É ich wiederhole es É ganz un-

bestreitbar. Alle Fragen, die wir uns hier und heute

stellen, betreffen daher allein Probleme de lege fe-

renda.

In zahlreichen anderen LÄndern ist die Entwicklung

zÇgiger vorangegangen (6). Freilich ist zu bedenken,

daÑ solche Staaten, die das Problem der Abtreibung

Çberhaupt leichter nehmen als die BRD, sich natur-
gemÄÑ auch bei Fragen der eugenischen Indikation

nicht sonderlich schwer tun. Wir beschrÄnken uns hier

auf die Feststellung, daÑ etwa in Skandinavien, in Eng-

land und in vielen Ostblockstaaten eine freiwillige

Schwangerschaftsunterbrechung bei eugenischer Indi-
kation bereits gerechtfertigt ist. In der DDR wurden

in den Jahren 1959É1962 6,2%/, aller auf Unterbrechung
einer Schwangerschaft gerichteten AntrÄge mit euge-
nischer Indikation begrÇndet É bemerkenswerterweise

Çbrigens nur 8% dieser AntrÄge staatlicherseits ge-
nehmigt. Im Çbrigen finden Gesichtspunkte der Euge-
nik mehr und mehr Eingang in die Sterilisierungs-
gesetzgebung; so in Skandinavien, in der Schweiz, in
England und in zahlreichen amerikanischen Staaten.

Diskussion um die Strafrechtsreform

Angesichts dieser Entwicklungstendenzen erwar-

tet man die mit der eugenischen und der kindlichen

Indikation zusammenhÄngenden Fragen eigentlich

auch an der Spitze des Themenkatalogs, den hier-

zulande das BemÇhen um eine Strafrechtsreform

aufgestellt hat. In dieser Erwartung aber sieht man

sich enttÄuscht. Die angedeuteten Probleme spielen



in der allgemeinen Reformdiskussion der Bundes-

republik eine durchaus untergeordnete Rolle. Bis

vor wenigen Jahren noch stand der Rechtfertigungs-

grund einer Schwangerschaftsunterbrechung aus

eugenischer Indikation so gut wie Çberhaupt nicht

zur Debatte. Der bekannte Entwurf eines Straf-

gesetzbuches aus dem Jahre 1962, der sog. E 62 (7),

lehnt ihn mit wenigen Worten fast beilÄufig ab,

und ein so hervorragender Kenner der Materie

wie der MÇnchner Ordinarius Bockelmann (8) faÑt

die allgemeine Meinung noch 1964 in dem lapidaren

Satz zusammen: Öâber die eugenische Indikation

ist nichts zu bemerken.Ü

Seit dieser Zeit hat die durch die Contergan-

AffÄre aufgeworfene Frage nach der MÅglichkeit

einer kindlichen Indikation einiges Interesse ge-

funden. Neuerdings trÄgt der aus der Tagespresse

bekannte sog. Alternativentwurf (AE) (9), dessen

hier interessierender Teil aus dem Jahre 1970

stammt, der eugenischen und kindlichen Indikation

Rechnung. $ 106 AE sieht vor, die lege artis vor-

genommene Schwangerschaftsunterbrechung straf-

los zu lassen, wenn Ödie Wahrscheinlichkeit besteht,

daÑ das Kind geistig oder kÅrperlich schwer geschÄ-

digt sein wÇrdeÜ. Auf die SchÄdigungsursachen soll

der Gesetzgeber also nicht abstellen. Die gesetzlichen

Voraussetzungen mÇssen, so will es Abs. 2 dieser

Bestimmung, durch eine Ärztliche Gutachterstelle

festgestellt werden. Insgesamt aber stehen die von

uns behandelten Fragen immer noch. am Rande der

allgemeinen ErÅrterung um Geburtenregelung und

Abtreibung.

Wie ist diese allgemeine ZurÇckhaltung

in der Reformdiskussion zu erklÄren?

Es lassen sich dafÇr zahlreiche GrÇnde anfÇhren.

Ich nenne fÇnf:

1. Der erste Grund ist vorwiegend emotionaler

Natur. Er zielt auf die bitteren Erfahrungen, die

unser Volk wÄhrend der nationalsozialistischen Zeit

mit dem Erbgesundheitsgesetz gemacht hat. Nach

neueren SchÄtzungen, fÇr deren Richtigkeit ich

freilich nicht einstehen kann (10), scheint festzu-

stehen, daÑ in Anwendung seiner Bestimmungen

ca. 300 000 bis 350 000 Menschen unfruchtbar ge-

macht worden sind, davon rd. 200 000 Insassen von

Heil- und Pflegeanstalten. Diese Zahlen werden

von allen anderen Staaten, sie mÅgen in Fragen

eugenischer Indikation im Çbrigen noch so beden-

kenlos verfahren, auch nicht annÄhernd erreicht

(11). Hier hat offensichtlich $ 3 des Erbgesundheits-

gesetzes, wonach auÑer der Erbkranken selbst bzw.

ihrem gesetzlichen Vertreter auch jeder beamtete

Arzt, vor allem jeder Leiter einer Kranken-, Heil-

oder Pflegeanstalt, die Unfruchtbarmachung be-

antragen konnte, verheerend gewirkt. âber die
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Zahl der eugenisch indizierten Schwangerschafts-

unterbrechungen in dieser Zeit ist mir nichts be-

kannt. Wir kÅnnen davon ausgehen, daÑ sie ver-

gleichsweise klein ist É dort, wo Unfruchtbarma-

chung die Regel ist, gibt es eben nur noch wenige

Schwangerschaften. Insgesamt lÄÑt sich jedenfalls

sagen, daÑ die Praxis unter der Herrschaft des

Erbgesundheitsgesetzes den Gedanken der eugeni-

schen Indikation in Deutschland bis heute des-

avouiert hat (12).

2. Der zweite Grund fÇr die auffallend schwache

Diskussion in unserem Problemkreis ist ebenfalls

stark gefÇhlsbetont. Er liegt in dem Begriff der

Eugenik selbst. Dieser Begriff ist belastet mit den

Vorstellungen einer sog. positiven Eugenik, die

Çber die Schrecken der Vergangenheit hinaus zum

Teil gespenstisch anmutende Wege zur ÖVerbesse-

rungÜ des menschlichen Erbgutes aufzeigt. Solche

Vorstellungen erweisen sich als kaum zu beseiti-

gendes Hindernis einer die eugenische und kind-

liche Indikation regelnden Gesetzgebung. Man kann

hierzulande noch so nachdrÇcklich betonen, daÑ es

heutzutage nicht darum geht, eine menschliche

Rasse zu verbessern, sondern in erster Linie darum,

individuelles Leid zu lindern: Man hat einfach den

Einwand zu erwarten, daÑ ja auch das Erbgesund-

heitsgesetz von 1933 zunÄchst einmal nur eine

durchaus sinnvoll anmutende Dikussion der Wei-

marer Zeit zum AbschluÑ gebracht hat É und letzt-

lich doch dem MiÑbrauch TÇr und Tor geÅffnet

und Rassenfanatikern ein perfektes Alibi gelie-

fert hat.

3. Der dritte Grund fÇr die mangelnde Reform-

freudigkeit ist gegenÇber den anderen beiden

durchaus rational und handfest. Er basiert auf dem

Fortschritt, den die Psychiatrie in den letzten Jahr-

zehnten zu verzeichnen hat. Die Vorstellung des

Erbgesundheitsgesetzes, daÑ es eindeutig bestimm-

bare vererbliche Geisteskrankheiten gebe, ist É

wenn ich das recht sehe É heute im wesentlichen

Çberholt (13). Bei nahezu jeder Krankheit scheint

man gegenwÄrtig den Gesichtspunkt der Vererb-

lichkeit nur als eine unter zahlreichen mÅglichen

Ursachen zu akzeptieren. Mit der Zahl der kon-

kurrierenden Gesichtspunkte aber É frÇhkindliche

HirnschÄdigung, Verletzung des Menschen in der

Geburt, SchÄdigung der Leibesfrucht wÄhrend der

Schwangerschaft, aber auch UmwelteinflÇsse gerade

wÄhrend der ersten Lebensjahre usw. É wird der

Begriff der Erbkrankheit als einer feststehenden

GrÅÑe selbst fragwÇrdig. Die dadurch bedingten

Unsicherheiten der Diagnose werden freilich weit-

gehend dadurch kompensiert, daÑ es in immer

grÅÑerem MaÑe mÅglich wird, krankhafte Erb-

anlagen und andere durch ÄuÑere EinflÇsse be-

dingte SchÄdigungen am Nasciturus selbst festzu-

stellen. Indessen sind medizinische Laien Çber die
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sich hier anbahnenden MÅglichkeiten noch so gut

wie gar nicht unterrichtet. So nimmt es nicht

wunder, daÑ ein festes eugenisches Konzept bei

vielen Juristen auf Widerstand stÅÑt.

4. Im Çbrigen É das wÄre ein vierter Gesichts-

punkt É stellt sich die Frage, ob die eigentlich

wirksamen und humanen Mittel zur Verwirklichung

eines eugenischen Konzeptes nicht in einer ver-

nÇnftigen AufklÄrung kranker Eheleute Çber die

Notwendigkeit eines Verzichts auf Nachkommen-

schaft und damit verbunden in einer umfassenden

Beratung Çber Wege der VerhÇtung bis hin zur

Sterilisierung (14) liegen (15). Man mag dazu stehen

wie man will. Jedenfalls aber wird man sich der

Einsicht kaum verschlieÑen kÅnnen, daÑ der Staat,

solange er die zur DurchfÇhrung einer wirksamen

ÖpassivenÜ Familienplanung erforderlichen be-

trÄchtlichen Kosten offensichtlich scheut, in Fragen

der Schwangerschaftsunterbrechung aus eugeni-

scher und kindlicher Indikation ein schlechter Ge-

setzgeber und Richter ist.

5. Aber die genannten vier GrÇnde bringen allen-

falls zusÄtzliche Gesichtspunkte in die Diskussion

ein. Letztlich entscheidend fÇr die verbreitete Zu-

rÇckhaltung gegenÇber den VorschlÄgen, die Ab-

tÅtung eines mit besonderen Krankheitsmerkmalen

oder -anlagen versehenen Nasciturus aus dem

Normbereich des & 218 StGB auszunehmen, ist der

Zweifel, der Mediziner, Juristen, Theologen und

Philosophen in gleicher Weise bewegt: ob es fÇr

die Vernichtung eines von Krankheit bedrohten

menschlichen Lebens Çberhaupt eine hinreichende

Rechtfertigung geben kann. Dieser Zweifel scheint

halbwegs Çberwunden in dem Augenblick, wo die

Diskussion um die Straflosigkeit der Abtreibung,

mindestens in einem FrÇhstadium, generell frei-

gegeben worden ist. In Wahrheit stellt sich die

Frage nach einer mÅglichen ÖRechtfertigungÜ der

Vernichtung werdenden Lebens gerade im Zusam-

menhang mit der eugenischen und kindlichen In-

dikation in ganz besonderer Weise neu und spitzt

sich hier derart zu, daÑ eine alle Skrupel beseiti-

gende Antwort von vornherein kaum zu erwarten

ist. Ich will versuchen, den juristischen Ansatz

dieser besonderen Problematik zu verdeutlichen.

Das Strafrecht

bezweckt den Schutz von RechtsgÇtern. Solche

RechtsgÇter sind z.B. Leben, kÅrperliche Unver-

sehrtheit, Eigentum, Ehre É und eben auch das

werdende menschliche Leben. Strafrechtliche Ent-

scheidungen dienen der LÅsung von RechtsgÇter-

konflikten. Der Inhalt einer solchen Entscheidung,

gleich, ob sie der Richter trifft oder der Gesetz-

geber, ist letztlich immer (auch) eine GÇterabwÄ-

gung; dementsprechend werden auch die Recht-

fertigungsgrÇnde, zu denen die ErlaubnissÄtze bei
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eugenischer und kindlicher Indikation zÄhlen wÇr-

den, als Bilanz eines GÇterabwÄgungsvorganges

interpretiert. Ein solches Denken É und das bitte

ich zu beachten É verfÇhrt zu einem gewissen

Rigorismus, der durch eine in mancher Hinsicht

vorgegebene Starrheit des Rechtsbegriffs bedingt

ist. Am Ende der angedeuteten Wertsetzungs- und

WertabwÄgungsprozesse stehen juristische Wert-

systeme, deren oberste Rechtswerte per se als un-

abdingbar erscheinen. Aus diesen Systemen ergeben

sich Wertgleichungen und Wertungleichungen, die

jedenfalls eines gemein haben: sie versperren den

Weg zu einer spontanen Problemschau und einer

spontanen ProblembewÄltigung im Einzelfall. Wir

wollen hier der Frage nicht nachgehen, inwieweit

ein solches RechtsgÇter- und Wertsystemdenken im

Recht unabweislich ist, inwieweit jedenfalls im

Strafrecht diese systemorientierte Argumentation

notwendig ist, weil allein sie Rechtssicherheit und

Rechtsgleichheit gewÄhrleistet. Wir stellen hier le-

diglich fest, daÑ der beschriebene Ausgangspunkt

PrÄmissen geschaffen hat, die nur schwer zu be-

seitigen sind und die einer unbefangenen Erwei-

terung des Indikationenkatalogs im Normbereich

des $ 218 StGB starke WiderstÄnde entgegensetzen.

Eine dieser PrÄmissen ist das formelhafte Be-

kenntnis: Mensch ist gleich Mensch! âber seine

Richtigkeit besteht heute ernsthaft kein Streit. Man

mag allenfalls offenlassen, ob aus ihm wirklich

folgt, daÑ Ärztliche Kunst sich einem Monstrum auf

die gleiche Art zuwenden muÑ wie jedem anderen

kranken SÄugling. DaÑ es jedenfalls keine ÖEutha-

nasieÜ mehr geben darf, und sei es unter dem

Gesichtspunkt einer ÖErlÅsungÜ unheilbar kranker

Menschen, ist heute ganz unbestreitbar. Damit nÄ-

hern wir uns unserem Problem. Denn natÇrlich ver-

fÇhrt die Gleichung ÖMensch ist gleich MenschÜ zu

der weiteren Gleichung ÖWerdendes Leben ist gleich

werdendes LebenÜ. So wenig die Feststellung einer

bestimmten unheilbaren Krankheit den Wert eines

lebenden Menschen mindert, sowenig kann É so

scheint es É derselbe Faktor beim werdenden Le-

ben eine Rolle spielen É jedenfalls kann er so-

wenig hier wie dort Gesichtspunkt einer Eliminie-

rung sein. Und in der Tat: wie immer man die

Schwangerschaftsunterbrechung aus eugenischer

oder kindlicher Indikation im Çbrigen begrÇnden

mag, der Gesichtspunkt, daÑ es sinnlos sei, Men-

schen mit einer bestimmten Krankheit das Licht

der Welt erblicken zu lassen, rechtfertigt sie nicht.

Denn jedes menschliche Leben trÄgt seinen Sinn

auf gleiche Weise in sich; davon muÑ der Gesetz-

geber ausgehen.

Die Diskussion um eine rechtliche Anerkennung

der eugenischen und kindlichen Indikation

ist damit freilich keinesfalls schon beendet. Sie ist



es so wenig wie die ErÅrterung mÅglicher anderer

RechtfertigungsgrÇnde fÇr eine Schwangerschafts-

unterbrechung. Unser Zwischenergebnis besagt

vielmehr nur, daÑ eine Abtreibung, die auf keine

anderen GrÇnde reflektiert als auf den der Be-

schaffenheit einer bestimmten Leibesfrucht, unzu-

lÄssig wÄre É unzulÄssig, weil sie Wertgesichts-

punkten Raum geben mÇÑte, deren sich der Mensch

mit Bezug auf jedes menschliche Werden zu ent-

halten hat. Die âberlegungen aber, die die ErÅrte-

rung anderer Indikationen É der medizinischen,

der ethischen und neuerdings in verstÄrktem MaÑe

sogar der sozialen É trÄgt, gibt auch der Diskus-

sion um eine Schwangerschaftsunterbrechung aus

eugenischer und kindlicher Indikation ein trag-

fÄhiges Fundament: der Gedanke nÄmlich, daÑ es

Konfliktsituationen gibt, die nur auf Kosten eines,

wenn auch sehr wertvollen Rechtsguts beseitigt

werden kÅnnen. Wie eine solche KonfliktlÅsung im

Einzelfall durchzufÇhren ist, richtet sich offensicht-

lich danach, welche RechtsgÇter einander gegen-

Çberstehen und in welcher Art sie in ihrer Existenz

voneinander abhÄngig sind. Das Besondere der

eugenischen und kindlichen Indikationen besteht

nun in Wahrheit nicht darin, daÑ sich das Problem

einer GÇterabwÄgung bei (erb)krankem Nachwuchs

deshalb anders stellt als bei (erb)gesundem, weil

das kranke Rechtsgut weniger wert wÄre als das

gesunde, vielmehr darin, daÑ bei krankem Nach-

wuchs einfach andere GÇterkollisionen auftreten

und daher andere Ergebnisse einer GÇterabwÄgung

signalisiert werden als bei einer gesunden, aus

anderen GrÇnden vielleicht unerwÇnschten Leibes-

frucht.

Einem starren RechtsgÇterdenken herkÅmm-

licher PrÄgung ist eine solche Problemschau aller-

dings nahezu verschlossen. Denn es veranschlagt

den Wert des werdenden Lebens von vornherein

so hoch, daÑ Çberhaupt nur ein Konflikt von Rechts

wegen auf seine Kosten gelÅst werden kann: der

Fall einer Kollision mit dem Leben der Mutter

Der SaarbrÇcker Zeitung vom 3. 11. 1970 entnehme
ich eine Notiz, wonach die Katholische Deutsche
Bischofskonferenz Bedenken gegen die Strafrechts-
reform angemeldet hat. In ihr heiÑt es: ÖZur straf-
rechtlichen Neuordnung des Tatbestandes der Ab-
treibung stellt DÅpfner fest, das Recht (scl. des Nas-
eiturus) auf Leben habe grundsÄtzlich Vorrang vor
RechtsgÇtern, denen nicht die äfundamentale Bedeu-
tungã des Lebensrechts zukomme.Ü Das ist genau der

Standpunkt, der sich auch im E62 als BegrÇndung
gegen jede Form der Eugenik findet. ÖDer EntwurfÜ,

so heiÑt es in der amtlichen BegrÇndung (16), ÖlÄÑt eine

Schwangerschaftsunterbrechung... aus eugenischer

Indikation... nicht zu. Sie wÄre mit dem Grund-

gedanken, daÑ der hohe Rang des werdenden Lebens

eine Verletzung nur in notstandsÄhnlichen FÄllen als

vertretbar erscheinen lÄÑt, nicht zu vereinbaren.Ü
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Freilich entfÄllt mit dieser PrÄmisse zugleich

auch die Grundlage der derzeit besonders ein-

dringlich gefÇhrten Auseinandersetzung um eine É

zumeist befÇrwortete É Unterbrechung aus sog.

ethischer Indikation. Denn auch bei ihr ist ja das

Leben der durch ein Notzuchtverbrechen geschwÄn-

gerten Mutter nicht bedroht É die Suche nach

rechtlichen MÅglichkeiten, der Mutter auf Kosten

der Leibesfrucht zu helfen, mÇÑte demnach gleich-

falls von vornherein abgebrochen werden. Und

vollends muÑ von diesem rigorosen Standpunkt aus

jede Diskussion Çber eine generelle Straflosigkeit

der Abtreibung in einem FrÇhstadium fast ver-

werflich anmuten. Daher fragt sich natÇrlich, ob

denn die PrÄmisse richtig ist, ob tatsÄchlich das

menschliche Leben als das hÅchste und das wer-

dende menschliche Leben unter allen UmstÄnden

als das nÄchsthÅchste Rechtsgut anzusehen ist É

so daÑ keine anderen RechtsgÇter mit dem wer-

denden Leben derart kollidieren kÅnnen, daÑ die-

ses in der LÅsung des Konflikts zurÇckzutreten hat.

Wer diese Frage in unserem Zusammenhang

stellt, muÑ AufschluÑ darÇber verlangen, welche

RechtsgÇter denn eigentlich die BefÇrworter einer

Schwangerschaftsunterbrechung aus eugenischer

und kindlicher Indikation als gegenÇber dem kran-

ken Nasciturus ÖhÅherwertigÜ anzubieten haben.

TatsÄchlich macht es die FragwÇrdigkeit gerade der

Eugenik aus, daÑ sie in erster Linie RechtsgÇtern

des Kollektivs das Wort redet. Wir wollen uns

hier auf den in erster Linie genannten Gesichts-

punkt der Volksgesundheit beschrÄnken und sehen,

inwieweit er nach unserem derzeitigen Rechts-

gerschaftsunterbrechung aus eugenischer Indika-

tion tragen kann.

Er ist jedenfalls zwei Einwendungen ausgesetzt.

ZunÄchst einmal É darauf haben wir schon hin-

gewiesen É ist die Schwangerschaftsunterbrechung

kaum das geeignete Mittel, um die Volksgesundheit

wirklich zu sichern. Vielmehr mÇssen Familien-

planung, VerhÇtung und Sterilisation an erster

Stelle stehen. Zweitens aber, und das ist das Ent-

scheidende: die RechtsgÇter der Allgemeinheit, zu

denen die Volksgesundheit gehÅrt und die die Ver-

treter der Humangenetik und Eugenik so oft be-

tonen, stehen nach unserem heutigen Rechtsver-

stÄndnis in ihrer Bedeutung durchaus hintan. Als

die hÅchsten Rechtswerte begreifen wir derzeit

die sog. IndividualrechtsgÇter. Das kommt vor

allem dadurch zum Ausdruck, daÑ unser Grund-

gesetz die WÇrde des Menschen (Art.1) und die

freie Entfaltung der PersÅnlichkeit (Art.2 Abs. 1)

als ranghÅchste VerfassungssÄtze verankert. Und

weiter: FÇr unsere Verfassungsinterpreten ist es

lÄngst ausgemachte Sache, daÑ auch der Nasciturus

bereits MenschenwÇrde besitzt und den Schutz der
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freien PersÅnlichkeitsentfaltung genieÑt(17). Daraus

folgt auch schon, daÑ das werdende Leben an Wert

nur Çbertroffen werden kann von RechtsgÇtern,

die ebenfalls im Schutzbereich der Art. 1,2 GG an-

gesiedelt sind. Das heiÑt jedenfalls, daÑ die Be-

rufung auf RechtsgÇter der Allgemeinheit den

ReformvorschlÄgen zur Freigabe einer Schwanger-

schaftsunterbrechung bei eugenischer und kind-

licher Indikation nicht É oder jedenfalls nicht

allein! É zur Durchsetzung verhelfen kann. Ge-

sichtspunkte der Eugenik kÅnnen auf rechtliche

Anerkennung nur rechnen, soweit sie Konflikte

zwischen IndividualrechtsgÇtern im Normbereich

der Art. 1 und 2 GG zu lÅsen geeignet sind.

Wer diesen Ausgangspunkt akzeptiert, gerÄt

allzu leicht in Versuchung, bestimmte Vorstellun-

gen Çber die frÇhzeitige Eliminierung kranken

Nachwuchses in einem anderen, durchaus zirku-

lÄren Gedankengang anzubieten. Das Rechtsgut,

das es zu schÇtzen gilt, so heiÑt es immer wieder,

sei das kranke Individuum selbst. Es mÇsse vor

seiner eigenen Krankheit derart bewahrt werden,

daÑ man es bereits vor der Geburt abtÅtet. ÖWir

kÅnnen es dem Kind nicht antun, daÑ wir es mit

diesem Leiden das Licht der Welt erblicken lassen.Ü

Indessen ist leicht einzusehen, daÑ dieser Ge-

dankengang doch wieder nur jene Gesichtspunkte

in die Diskussion einfÇhrt, die wir zuvor als un-

tauglich und irrelevant qualifiziert haben. Denn

die Bemerkung ÖWir kÅnnen es dem Kind nicht

antunÜ besagt letztlich nichts anderes, als daÑ ein

Leben, wie es das kranke Kind zu fÇhren verurteilt

ist, vergleichsweise sinn- und wertlos sei. Wer so

denkt, wird bei einigem ÖMut zur KonsequenzÜ

alsbald der Eliminierung solchen Öwertlosen Le-

bensÜ auch nach der Geburt das Wort reden. Das

sog. Euthanasieprogramm der Nationalsozialisten

erfÇhre damit nicht nur eine spÄte Rechtfertigung,

sondern wÄre im Grunde bereits abermals in Auf-

trag gegeben.

Gibt es danach Çberhaupt ein Rechtsgut, dessen

Schutzanspruch dem Gedanken der ÖKranken-

ausleseÜ wÄhrend der Schwangerschaft zu recht-

licher Relevanz verhelfen kann? Ich meine ja. Es

zeichnet sich in seinen Konturen ab, wenn wir uns

vergegenwÄrtigen, worum es heute allein noch

gehen kann: um eine Schwangerschaftsunter-

brechung auf freiwilliger Basis, auf ausdrÇcklichen

Wunsch der betroffenen Frau. Offenbar kommt

also dem Selbstbestimmungsrecht der Frau É mÅg-

licherweise auch der Eltern (18) É entscheidendes

Gewicht zu. Ein Blick auf die Paralleldiskussion

um die ethische Indikation bestÄtigt diese An-

nahme und verdeutlicht den maÑgeblichen Schutz-

gesichtspunkt. Auch hier geht es ja, wie gesagt,

nicht um eine Kollision des werdenden Lebens mit

dem Leben der Mutter, sondern mit deren Schick-
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sal, das nach der Geburt eines aufgezwungenen

Kindes oftmals nahezu unertrÄglich wÇrde. Genau

dieser Gesichtspunkt trÄgt schlieÑlich die gesamte

Auseinandersetzung um die Straflosigkeit der

Schwangerschaftsunterbrechung in einem FrÇh-

stadium. Wir sind im Begriff, die Auffassung zu

Çberwinden, wonach das menschliche Leben, rein

biologisch gesehen, der GÇter hÅchstes ist, und das

werdende Leben, rein biologisch gesehen, der GÇter

zweithÅchstes. ÖLebenÜ als obersten Rechtswert be-

greifen wir vielmehr als ÖmenschenwÇrdiges Da-

seinÜ in freier Selbstbestimmung É nicht losgelÅst

freilich von der Verantwortung fÇr andere, aber

befreit von einer nicht zumutbaren Belastung durch

irgendeinen. Und eben damit stellt sich die Frage,

ob die Geburt eines miÑgebildeten Kindes wenn

auch nicht das Leben der Mutter, so doch ihr weite-

res Schicksal (und das Schicksal ihrer Familie) auf

eine Art beeintrÄchtigen und gefÄhrden kann, die

die betroffene Frau von Rechts wegen nicht hin-

nehmen muÑ, solange es einen Ausweg gibt, der

nicht auf Kosten bereits ausgetragenen mensch-

lichen Lebens geht. Das scheint mir, etwas zu-

gespitzt, die GÇterabwÄgungssituation zu sein, vor

der wir immer dann stehen, wenn schwerkranker

Nachwuchs zu erwarten ist (19).

Eine LÅsung des Konfliktes

auf Kosten des Nasciturus

setzt freilich voraus, daÑ wir bereit sind, die Un-

gleichung zu akzeptieren: Werdendes menschliches

Leben ist nicht gleich bestehendes menschliches

Leben. Die katholische Moraltheologie akzeptiert

diese Ungleichung nicht. FÇr sie ist das werdende

menschliche Leben bereits beseeltes Leben, der

Nasciturus ÖgleichwertigÜ dem ausgetragenen

SÄugling oder der Mutter. Sie sieht sich daher

nicht in der Lage, irgendeine Schwangerschafts-

unterbrechung, und sei sie auch medizinisch indi-

ziert, zu gestatten. Aber die Rechtsordnung akzep-

tiert die genannte Ungleichung. Sie akzeptiert sie,

seitdem sie in den zwanziger Jahren die Schwanger-

schaftsunterbrechung aus medizinischer Indikation

zugelassen hat. Seither ist unter Juristen un-

streitig, daÑ das fertige Leben gegenÇber dem

erst entstehenden ÖhÅherwertigÜ ist. Von diesem

Ausgangspunkt her aber besteht durchaus die

MÅglichkeit, das ÖSchicksalÜ der Mutter, der Eltern,

der Familie als personale RechtsgÇter anzuerken-

nen, die sich in ihrer Werthaftigkeit zwischen die

Schutzobjekte ÖLebenÜ und Öwerdendes LebenÜ

schieben kÅnnen und die mit der rechtlichen An-

erkennung einer Entscheidung der Mutter gegen

die Geburt eines miÑgebildeten Kindes zu schÇtzen

sind.

Die Rechtsordnung hat sich É das ist das Er-

gebnis unserer bisherigen âberlegungen É mit



ihrer Entscheidung fÇr die MÅglichkeit einer Inter-

ruptio aus medizinischer Indikation den Weg auch

fÇr eine vernÇnftige gesetzliche Regelung der

Schwangerschaftsunterbrechung aus eugenischer

und kindlicher Indikation freigemacht, und ich

meine, der Gesetzgeber sollte den Mut haben,

diesen Weg zu beschreiten. Die Richtung der not-

wendigen ReformbemÇhungen hat nach meinem

DafÇrhalten der Alternativentwurf 1970 gewiesen.

Besonders wichtige Gesichtspunkte

1. Schwangerschaftsunterbrechungen aus eugeni-

scher und kindlicher Indikation dÇrfen nur auf

freiwilliger Basis vorgenommen werden. An-

tragsberechtigt kann allein die Mutter sein.

2. Auf einen Katalog erheblicher Erbleiden, wie

ihn das Erbgesundheitsgesetz kannte, ist zu ver-

zichten. Eugenische und kindliche Indikationen

sind zusammenzufassen; es ist allein darauf ab-

zustellen, daÑ Ödie Wahrscheinlichkeit besteht,

daÑ das Kind geistig oder kÅrperlich schwer ge-

schÄdigt sein wÇrdeÜ (8 106 Ziff. 2 AE).

3. Dem Vorschlag einer Minderheit der Verfasser

des AE (20), die ZulÄssigkeit einer Interruptio

auf die ersten 6 Monate der Schwangerschaft

zu beschrÄnken, sollte nicht gefolgt werden. Dem

Arzt darf keine MÅglichkeit genommen werden,

das Vorliegen bestimmter SchÄdigungsfaktoren

beim Nasciturus zweifelsfrei zu bestimmen oder

auszuschlieÑen (21).

4. Die Voraussetzungen einer Schwangerschafts-

unterbrechung mÇssen durch eine Ärztliche Gut-

achterstelle festgestellt werden.

5. Die Frau bzw. die Eltern, die mit krankem

Nachwuchs rechnen oder jedenfalls Veranlassung

haben, sich der Gesundheit des Nachwuchses

nach MÅglichkeit zu vergewissern, mÇssen jeder-

zeit Gelegenheit finden, sich kostenlos und um-

fassend beraten zu lassen. Der Staat darf sich

dieser Aufgabe, in schwierigen Fragen der Fa-

milienplanung zu helfen, nicht lÄnger entziehen.

Der AE70 sieht die Einrichtung staatlicher Be-

ratungsstellen vor, die Ödie MÅglichkeit besitzen,

finanzielle, soziale und familiÄre Hilfe zu leistenÜ

(22). Es versteht sich É wiewohl der AE gerade

hier keinen Zusammenhang herstellt (23) É, daÑ

diese Stellen auch die Beratung solcher Eltern

zu Çbernehmen haben, die sich Çber die Gesund-

heit ihrer Nachkommenschaft Gedanken machen

mÇssen.

Das bedeutet natÇrlich nicht, daÑ die Gesetz-

gebung den praktizierenden Arzt aus seiner Ver-

antwortung entlassen kann. Vielmehr wird gerade

nach der notwendigen GesetzesÄnderung die fÇr-

sorgliche Beratung der Schwangeren bzw. der El-

tern bei eugenischer und kindlicher Indikation und
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dabei vor allem die AufklÄrung Çber die medi-

zinischen und gesetzlichen MÅglichkeiten einer Ver-

hinderung kranken Nachwuchses bis hin zur Ab-

treibung der Leibesfrucht Aufgabe jedes einzelnen

Arztes sein und bleiben.

Anmerkungen und Schrifttum:

1. Ausschlaggebend ist also allein der PhÄnotypus. Na-
tÇrlich lÄÑt sich der Begriff der eugenischen Indi-
kation in einem weitergehenden Sinne auch auf den
Genotypus beziehen. Indessen ist die Auffassung, man
dÇrfe eine Leibesfrucht in jedem Stadium der Schwan-
gerschaft allein deshalb abtÅten, weil das Kind TrÄger
bestimmter negativer Erbanlagen sein kÅnnte, bei uns
jedenfalls gegenwÄrtig kaum diskutabel É schon des-
halb nicht, weil dann in der Tat die Interruptio leicht
die Regel werden kÅnnte. (Vergl. auch Kaiser, Eugenik
und Kriminalwissenschaft heute, Neue Jur. Wschr. [1969]
539.)

2. Vergl. etwa Dreher, Strafgesetzbuch, 32. Aufl. 1970,
Anm. 4.) A. a) zu $ 218 (S. 814).

. RGSt Bd. 61 S. 242.

. Reichsgesetzblatt 1933 Teil I S. 529, 1935 Teil I S. 773.

. BGHSt Bd. 2 S. 111.

Die rechtsvergleichenden Daten entnehme ich dem Auf-
satz von Kaiser, Neue Jur. Wschr. (1969) 540 á., in dem
sich zahlreiche Belege und weitere Literaturhinweise
finden.

7. Entwurf eines Strafgesetzbuches (StGB) mit BegrÇn-
dung, Bundesrat-Drucksache 200/62, 1962, S. 292.

8. Bockelmann, P.: Das Problem der ZulÄssigkeit von
Schwangerschaftsunterbrechungen, UniversitÄtstage 1964,
S. 233.

9. Alternativ-Entwurf eines Strafgesetzbuches, Besonde-
rer Teil, Straftaten gegen die Person, Erster Halbband,
vorgelegt von Baumann u.a., 1970.

10. Ich beziehe mich auf den Beitrag von Hanack, KÇnst-
liche Eingriffe in die Fruchtbarkeit, in: Arzt und Recht,
hrsg..v. GÅppinger, 1966, S. 30 Anm. 9. Nach der (freilich
nicht weiter belegten) Auffassung Hanacks stehen die
angegebenen Zahlen Öheute festÜ,

11. Hanack, a.a.O.

12. In diesem Sinne Bockelmann, Das Problem der Zu-
lÄssigkeit usw., S. 233; Kaiser a.a.O., S. 538 á.

13. Kolle, K.: Psychiatrie, S. 246, 6. Aufl. 1967, sieht allein
die Vererblichkeit der Huntington-Krankheit als ge-
sichert an. FÇr den Juristen lesenswert die kurze Zu-
sammenfassung bei Kaiser a.a.O., S. 239.

14. Nach herrschender Lehre ist bekanntlich eine Steri-
lisierung aus eugenischer Indikation bereits nach
geltendem Recht zulÄssig. Selbst wenn man nÄmlich
entgegen der im Dohrn-Urteil geÄuÑerten Auffassung
des BGHSt (Bd. 20 S. 81) der Ansicht ist, die Bestim-
mungen Çber die KÅrperverletzung seien tatbestandlich
auch auf die Sterilisierung anwendbar, so muÑ man
doch der Einwilligung der Frau rechtfertigende Kraft
beimessen, da bei eugenischer Indikation der Eingriff
niemals gegen die guten Sitten verstÅÑt ($ 226 a StGB).
In diesem Sinne etwa Dreher a.a.O., Anm. 2) B. b)
(S. 850 f.) mit weiteren Hinweisen.

15. Vergl. Bockelmann a.a.O., S. 233; Kaiser a.a.O., S. 542.

16. E 62 a.a.O. (wie 7).

17. Vergl. nur Herzog, Jur. Rundsch. (1969) 441 ff.

18. Die Frage, ob und in welchem Umfang auch dem Er-
zeuger ein Mitbestimmungsrecht einzurÄumen ist, soll
hier nicht gestellt werden. Im Ergebnis kommt es m.E.
allein auf das Selbstbestimmungsrecht der Frau an.

19. Letztlich geht es also, wie Kaiser (a.a.O. S. 543) zutref-
fend bemerkt, in keinem Fall mehr um Argumente der
Eugenik, sondern um Gesichtspunkte individueller
Lebensgestaltung und Familienplanung.

20. Vergl. $ 106 Abs. 3 S. 2 AE (Anhang).

anw
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21. Offensichtlich haben die Verfasser des AE (Anhang)
nicht hinreichend berÇcksichtigt, daÑ ein abschlieÑendes
Urteil Çber die Anlagen des Nasciturus kaum vor dem

. vierten Schwangerschaftsmonat mÅglich ist. Geht man
von dem Ergebnis der Tagung der MÇnchner Kinder-
Ärztlichen Gesellschaft am 4. November 1970 aus und
rechnet man das Verfahren von der Gutachterstelle
hinzu,ãådann zeigt sich, daÑ die Frist des Minderheiten-
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vorschlags im AE Frau und Arzt doch wieder nur unter
ganz unerwÇnschten Zeitdruck setzen wÇrde.

22. AE, Vorbem. vor $ 105 (S. 27).
23. Vergl. $ 106 AE, der, anders als $ 105, den Besuch einer

Beratungsstelle nicht vorsieht.

Anschr. d. Verf.: Prof. Dr. jur. D. KrauÑ, Inst. f. Rechts-
und Sozialphilosophie der Univ., 66 SaarbrÇcken.

(Chefarzt: Dr. med. U. Dembowski)

von Oç. HAMMER

Zusammenfassung: Von 6340 Kurpatienten litten 51% =

3215 an chronischen Herz-Kreislauf-Krankheiten. Un-

ter diesen 3215 chronischen Herz-Kreislauf-Kranken

fanden sich 200 Patienten (= 6,2%/o) mit einem chro-

nischen Cor pulmonale (= 3,2%/ des Gesamtkranken-

gutes). Ursache des chronischen Cor pulmonale waren

Erkrankungen der Atemwege und Alveolen (91 Patien-

ten), Behinderung der Atemmechanik (26), Adipositas

(37), Mischformen (43), Erkrankungen der Lungen-

gefÄÑe (3 Patienten). Das Durchschnittsalter betrug 58

Jahre. In 100é lag eine pulmonale Insuffizienz vor.

Unter einer kurÅrtlichen pulmokardialen Therapie (me-

dikamentÅs mit Pulmo Frenon Neu cum Digitalis =

Lanatosid C) ging im Mittel die Ausgangssymptomatik

von 32é/o auf 19é/o zurÇck, was einer durchschnittlichen

Besserung von 59é/o entspricht. An der Terrainkur konn-

ten im Durchschnitt 100é%0 teilnehmen, wÄhrend vor der

Behandlung nur 28% mit der Terrainkultur belastet

werden konnten. Im Energotest nach BÅhlau stieg im

Mittel der Erholungsquotient von 2,25 auf 2,57 an. Die

Mittelwerte der statischen und dynamischen Lungen-

funktionswerte zeigten ebenfalls eine Besserung durch

die kardiopulmonale Therapie.

Unter 6340 Kurpatienten in 3 Jahren litten 3215

(51é/0) an chronischen Herz- und Kreislaufkrank-

heiten und davon 200 Patienten (6,2%/) an einem

chronischen Cor pulmonale (3,20/0 des gesamten

Patientengutes).

Herrn Dr. med. U. Dembowski zum 50. Geburtstag.
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Summary: Measures and figures in the diagnosis and

therapy of chronic cor pulmonale. In 6340 patients

undergoing treatment courses 51é%0 = 3215 suffered from

chronic cardiovascular diseases. Among these 3215

chronic cardiovascular patients 200 were found (6,%/.)

who showed a chronic cor pulmonale (= 3,2%/o of the

total number of patients). The chronic cor pulmonale

was cased by diseases of the respiratory tract and the

alveoli (91 patients), impairment of respiratory me-

chanics (26), obesity (37), mixed forms (43), affections

of the pulmonary vessels (3 patients). The average age

was 58 years. Pulmonary insufficiency was present in

100%. During a course of pulmocardiac treatment in

the spa (medication with Pulmo Frenon Neu cum digi-

talis = Lanatosid C) the initial symptoms usually

regressed from 32é/0 to 19é%/o, which represents an aver-

age improvement of 59é. Generally 100é of the pa-

tients were able to participate in the environmental-

training exercises (Terrainkur), while before treatment

only 28% could be subjected to the strain of such

exercises. In the Üenergotestà of BÅhlau, the recovery

quotient on an average rose from 2.25 to 2.57. The

mean values of the static and dynamic pulmonary

function tests also showed an improvement due to the

cardiopulmonary therapy.

Ursache des chronischen Cor pulmonale

I. Erkrankungen der Atemwege und Alveolen

1. bronchitisches Syndrom, besonders chro-

nisch-obstruktives Lungenemphysem (69)

2. Zustand nach zirrhotischer Lungentuberku-

lose (12)


